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Die Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und Integration 
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Tischvorlage für die Sitzung des Senats am 12.03.2024 
 
„Wohngeldanträge von Pflegeheimbewohner:innen“ 
(Anfrage für die Fragestunde der Bremischen Bürgerschaft (Landtag)) 
 

A. Problem 
Die Fraktion der SPD hat für die Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag) folgende Anfrage an 
den Senat gestellt: 
 
„Wir fragen den Senat: 
 

1. Wie viele Anträge auf Wohngeld wurden in Bremen und Bremerhaven im Jahr 2023 
von Bewohner:innen in Pflegeeinrichtungen gestellt? 
 

2. Welche Erkenntnisse hat der Senat über die Berücksichtigung von Wohngeldanträgen 
in Informations- und Unterstützungsangeboten für Pflegeheimbewohner:innen?  
 

3. Wie bewertet der Senat den Bedarf an Informationskampagnen zum Wohngeld, die 
sich gezielt an Pflegebedürftige und deren Angehörige richten?“ 

 

B. Lösung 
Auf die vorgenannte Anfrage wird dem Senat folgende Antwort vorgeschlagen: 
 
Zu Frage 1: 
In Bremen lässt sich aus dem Fachverfahren nur die Zahl der bereits bewilligten Anträge 
ermitteln, nicht die Zahl der eingegangenen Anträge. Bewilligt wurden im Jahr 2023 rund 400 
Anträge von Bewohnerinnen und Bewohnern von Pflegeeinrichtungen.  
 
Die Wohngeldstelle Bremerhaven teilt für 2023 die Zahl von 429 Anträgen mit, von denen 338 
bewilligt und 91 abgelehnt worden sind. 
 
Zu Frage 2: 
Das Wohngeld ist eine vorrangige Leistung, wenn ein Antrag auf stationäre Hilfe zur Pflege 
gestellt wird. Das Amt für Soziale Dienste Bremen und das Sozialamt Bremerhaven wirken 
daher regelmäßig auf einen entsprechenden Wohngeld-Antrag hin.  
 
Die Pflegestützpunkte beraten über die Möglichkeiten zur Herstellung eines Pflegesettings 
auch mit Blick auf die Finanzierung – und damit in Grundzügen auch zum Wohngeld. Anspruch 
und Höhe des Wohngeldes können dort aber nicht berechnet werden. 
 
Die Wohngeldstelle Bremen berät zudem bei Bedarf individuell und hat darüber hinaus auch 
eine Online-Infoveranstaltung durchgeführt, die sich an Betreuerinnen und Betreuer von 
Menschen in Pflegeeinrichtungen wendet.   
 
Auch in Bremerhaven bieten Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter der Wohngeldstelle 
individuelle Beratung persönlich sowie telefonisch an.  
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Zu Frage 3: 
Grundsätzlich begrüßt der Senat Infokampagnen zum Wohngeld. Veranstaltungen mit 
allgemeiner Ausrichtung sind aber wenig besucht. Aus diesem Grund präferiert der Senat 
Informationsangebote zum Wohngeld, die sich gezielt an das Beratungssystem der Pflege 
richten. Dort bekommen Pflegebedürftige und deren Angehörige alle notwendigen 
Informationen zur Finanzierung ihres Pflegesettings gebündelt. 
 

C. Alternativen 
Werden nicht empfohlen. 
 

D. Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen / Gender-Prüfung 
Keine finanziellen oder personalwirtschaftlichen Auswirkungen durch die Beantwortung dieser 
Anfrage. Der Anteil von Frauen in stationären Pflegeeinrichtungen ist überdurchschnittlich. 
 

E. Beteiligung / Abstimmung 
Der Abstimmung des Antwortentwurfs ist mit der Senatorin für Bau, Mobilität und 
Stadtentwicklung eingeleitet. Der Antwortentwurf ist mit dem Magistrat Bremerhaven 
abgestimmt. 
 

F. Öffentlichkeitsarbeit / Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz 
Einer Veröffentlichung über das zentrale elektronische Informationsregister steht nichts 
entgegen.  
 

G. Beschluss 
Der Senat stimmt entsprechend der Vorlage der Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und 
Integration vom 07.03.2024 einer mündlichen Antwort auf die Anfrage der Fraktion der SPD in 
der Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag) zu. 
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